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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Der Konflikt um Berg-Karabach: 
Neue Lösungsansätze erforderlich 

Der Schusswechsel an der armenisch-

aserbaidschanischen Grenze Anfang Juni, 

bei dem mehrere Soldaten auf beiden Sei-

ten ums Leben kamen, hat noch einmal 

das hohe Eskalationsrisiko des Konflikts 

vor Augen geführt. Im Gegensatz zu den 

bekannten Zwischenfällen an der Kontakt-

linie um Berg-Karabach kam es diesmal 

auch zu Auseinandersetzungen an der 

Grenze zwischen den beiden Staaten. Am 

18. Juni trafen sich in Paris die Außenmi-

nister Armeniens und Aserbaidschans mit 

den Ko-Vorsitzenden der Minsker Gruppe. 

Erwartungsgemäß verurteilten die Ko-

Vorsitzenden die bewaffneten Gefechte 

und riefen die Konfliktparteien auf, ihre 

Verpflichtungen zu erfüllen. Nach zwanzig 

jährigem Engagement der Minsker Gruppe 

der OSZE als Vermittler lässt sich feststel-

len, dass die internationale Diplomatie 

zwar einen nicht unwesentlichen Beitrag 

zur Aufrechterhaltung des Waffenstill-

standes geleistet hat, aber keinen Durch-

bruch für eine friedliche Konfliktbeilegung 

erreichen konnte. Die Lösung erfordert 

mehr Engagement und Flexibilität der 

Konfliktparteien Armenien und Aserbai-

dschan. 

 

Zwei Jahrzehnte dem Ausbruch des Krieges 

im Jahr 1992 und dem Waffenstillstand von 

1994 steht eine Regelung des Berg-

Karabach-Konflikts noch immer aus. Die Si-

tuation ist nach wie vor unverändert: Noch 

immer herrschen in der Region Blockaden 

vor, Hunderttausende Flüchtlinge und Bin-

nenvertriebene warten auf die Rückkehr in 

ihre Heimat. Der Waffenstillstand wird im-

mer brüchiger, wie an der Besorgnis erre-

genden Zahl von bewaffneten Zwischenfäl-

len mit Todesopfern abgelesen werden 

kann.  

Bereits seit Ausbruch des Krieges im Jahr 

1992 bemüht sich innerhalb der OSZE die 

so genannte Minsk-Gruppe unter Ko-Vorsitz 

von Russland, Frankreich und den USA um 

eine Lösung dieses Konflikts. Alle Bemü-

hungen, den Status quo zu überwinden, 

sind bisher erfolglos geblieben. Zwar gelang 

es im Jahr 2007 mit den sogenannten Mad-

rider Prinzipien eine aussichtsreiche Grund-

lage für einen Konsens zu legen, allerdings 

ist bis dato in keinem der Schlüsselfragen 

ein Verhandlungserfolg erzielt worden. Dazu 

gehören: Status von Berg-Karabach; Rück-

gabe der umliegenden, von Armenien be-

setzten Gebiete; Rückführung von Flüchtlin-

gen; Sicherung der Grenzlinien.  

In der gesamten Region ist eine Aufrüs-

tungsspirale im Gange, die eine weitere Es-

kalation befürchten lässt. Die Rüstungsaus-

gaben von Armenien und Aserbaidschan 

stiegen in den vergangenen Jahren kontinu-

ierlich an. In Aserbaidschan umfassen die 

Verteidigungsausgaben mittlerweile 20 Pro-

zent des gesamten Staatshaushalts. Arme-

nien unterzeichnete im August 2010 eine 

Vereinbarung zur verstärkten militärischen 

Zusammenarbeit mit Russland. Russland 

unterhält eigene Militärbasen in Armenien. 

Begleitet wird die massive Aufrüstung in 

den beiden Ländern durch eine immer lauter 

werdende Kriegsrhetorik der politischen 

Führungen. 

Nach armenischer Perzeption bereitet sich 

Aserbaidschan auf einen militärischen An-

griff auf Karabach vor. Aserbaidschan hin-

gegen befürchtet, dass sich mit der Zeit der 

Status quo verfestigt und sieht die Gefahr 

einer internationalen Anerkennung Berg-

Karabachs. Die fehlende Vertrauensgrund-

lage zwischen den beiden Konfliktparteien 
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verhindert nicht nur den Verhandlungspro-

zess, sondern blockiert den Weg für eine 

Suche nach flexiblen Lösungen.  

Ein Konflikt ohne Gewinner 

Im Berg-Karabach-Konflikt stoßen zwei we-

sentliche Prinzipien des Völkerrechts aufein-

ander: Die territoriale Integrität und das 

Selbstbestimmungsrecht der Völker. In Be-

zug auf den künftigen Status Berg-

Karabachs verweist Baku immer wieder auf 

das Prinzip der territorialen Integrität und 

betont die völkerrechtliche Zugehörigkeit 

des Gebiets zu Aserbaidschan. Dagegen be-

ruft sich die armenische Seite auf das 

Selbstbestimmungsrecht der Völker und 

fordert die Unabhängigkeit des Gebiets oder 

seine Eingliederung in den armenischen 

Staat. Dabei missachten beide Seiten ein 

weiteres wesentliches Völkerrechtsprinzips: 

Die Unterlassung von Androhung oder An-

wendung von Gewalt. Gemäß Artikel 2 Ziffer 

3 und 4 der UN-Charta sind alle Mitglieder 

verpflichtet, ihre internationalen Streitigkei-

ten durch friedliche Mittel beizulegen. Völ-

kerrechtlich sind weder militärische Drohun-

gen Aserbaidschans noch die armenische 

Besetzung von aserbaidschanischem  

Staatsterritorium akzeptabel.  

Armenische Streitkräfte besetzten im Zuge 

des Krieges nicht nur Berg-Karabach selbst, 

das etwa fünf Prozent des aserbaidschani-

schen Staatsgebietes ausmacht, sondern 

auch sieben umliegende aserbaidschanische 

Gebiete. Heute sind insgesamt etwa 20 Pro-

zent des aserbaidschanischen Staatsgebiets 

unter armenischer Kontrolle. Die militäri-

sche Besetzung von Teilen des Staatsgebie-

tes Aserbaidschans wurde 1993 vom UN-

Sicherheitsrat verurteilt. Ähnlich wird die 

armenische Besatzung in Stellungnahmen 

der EU und der NATO kritisiert. Der größte 

Teil der besetzten Gebiete um Berg-

Karabach ist seit der Flucht von Hundert-

tausenden aserbaidschanischen Bewohnern 

unbewohnt und gilt der armenischen Seite 

als Sicherheitsgürtel für Berg-Karabach.  

In diesem Konflikt um Berg-Karabach, des-

sen Einwohnerzahl bei rund 150.000 liegt, 

sehen sich Armenier als Sieger und die 

Aserbaidschaner als Verlierer. Die Beset-

zung von Teilen des Staatsgebietes und die 

hohe Zahl von Binnenflüchtlingen sind für 

Aserbaidschan schwer zu verdauen. Die 

aserbaidschanische Regierung will nun of-

fenbar mit kleinen „Blitzangriffen“ den 

Druck auf Armenien und die internationale 

Gemeinschaft erhöhen, den Status quo zu 

verändern. Es ist gewiss kein Zufall, dass 

der jüngste Schusswechsel während des Be-

suches der US-Außenministerin Hillary Clin-

ton in der Region stattfand. Es ist zugleich 

eine Drohgebärde, die auf das Eskalationsri-

siko hin zu einem Krieg hinweist. In öffentli-

chen Stellungnahmen weisen aserbaidscha-

nische Offizielle immer häufiger auf eine mi-

litärische Lösung hin. Die aserbaidschani-

sche Führung hat zwar auch wiederholt ihre 

Bereitschaft signalisiert, Berg-Karabach 

„größtmögliche Autonomie“ zuzugestehen, 

hat dies jedoch nie öffentlich konkretisiert.  

Dennoch ist nicht zu erwarten, dass die 

schweren Zwischenfälle verbunden mit noch 

intensiverer Kriegsrhetorik zu einem zwei-

ten Karabach-Krieg führen werden. Die 

aserbaidschanische Führung ist nicht daran 

interessiert, die wirtschaftlichen Fortschritte 

der vergangenen Jahre mit einem neuen 

Waffengang aufs Spiel zu setzen. Für Arme-

nien besteht kein Handlungsbedarf, da das 

Land an der Sicherung seiner militärischen 

Errungenschaften interessiert ist.  

Während die Zeit in der Status-Frage des 

Berg-Karabachs auf der Seite Armeniens zu 

sein scheint, steht das Land mit Blick auf 

die eigenen Entwicklungsperspektiven unter 

Druck. Aufgrund des Konflikts ist die 1000 

km lange Grenze mit Aserbaidschan ge-

schlossen, genauso wie der Grenzübergang 

zur Türkei. Nahezu der gesamte Außenhan-

del, einschließlich Energielieferungen, wird 

über Georgien und über eine schmale Gren-

ze mit dem Iran abgewickelt. Vor dem Hin-

tergrund internationaler Sanktionen gegen 

Iran, könnte dem Land auch diese Möglich-

keit abhanden kommen. Im ressourcenar-

men Armenien wächst die Armut, während 

die Bevölkerung den Ausweg immer mehr in 

der Migration zu sehen scheint. Darüber 

hinaus verhindert der Konflikt, dass Arme-

nien in bedeutende regionale Projekte für 

Energie- und Verkehrsinfrastruktur einbezo-

gen wird. Das Land wird bei der Planung 
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und Umsetzung künstlich umgangen. Vor 

diesem Hintergrund sehen armenische Ex-

perten die Gefahr, dass das Land zuneh-

mend in eine internationale Bedeutungslo-

sigkeit gerät. 

Die Isolation Armeniens ist aus verständli-

chen Gründen im aserbaidschanischen Inte-

resse. Das Land ist reich an Öl und Gas und 

profitiert sehr vom weltweiten Bedarf an 

Energieressourcen. Der wachsende 

Wohlstand ermöglicht weitreichende Inves-

titionen und höhere staatliche Sozialleistun-

gen. Die Ressourcen sorgen für einen Be-

deutungsgewinn Aserbaidschans auf der in-

ternationalen Arena und somit auch für ein 

ausgeprägtes Selbstbewusstsein, das für  

2012/13 mit einem nichtständigen Sitz im 

UN-Sicherheitsrat gekrönt wurde.  

Im Spannungsfeld der regionalen Bünd-

nisse 

Eines steht außer Frage: Eine Konflikteska-

lation würde die gesamte Region in Mitlei-

denschaft ziehen. Zugleich bieten aktuelle 

Allianzen und Rivalitäten aber auch wenig 

Grundlage für eine Konfliktbeilegung. 

Auf der einen Seite steht die militärische 

und strategische Partnerschaft Armeniens 

mit Russland. Die russischen Militärbasen in 

Armenien waren selten so aktiv wie seit An-

fang des Jahres. Laut einem jüngsten Be-

richt des armenischen Experten Richard Gi-

ragosyan haben in Armenien stationierte 

russische Militärs seit Beginn des Jahres 

über 300 Flugübungen im armenischen Luft-

raum durchgeführt, eine Steigerung um 

20% im Vergleich zum Vorjahr. Darüber 

hinaus wird über Armeniens Teilnahme an 

der breit angelegten russischen Militärübung 

im Kaukasus spekuliert. Die Tatsache, dass 

daran auch Abchasien und Südossetien be-

teiligt sind, dürfte die georgische Regierung 

verärgern. Armenien ist das einzige Land im 

Südkaukasus, das Mitglied in der von Russ-

land initiierten Organisation für kollektive 

Sicherheit ist. Das Land ist, um nicht in völ-

lige Isolation zu geraten, auf ein gutes Ver-

hältnis mit dem Iran angewiesen. Inzwi-

schen verbinden beide Staaten eine Reihe 

von Kooperationsabkommen in den unter-

schiedlichen Bereichen. Die armenisch-

iranischen Beziehungen profitieren dabei vor 

allem von der Rivalität zwischen Aserbai-

dschan und dem Iran. 

Demgegenüber steht die strategische Part-

nerschaft zwischen Aserbaidschan und der 

Türkei. Der Berg-Karabach-Konflikt war ei-

ner der der wichtigsten Gründe für den Ab-

bruch diplomatischer Beziehungen und der 

Grenzschließung zwischen Armenien und 

der Türkei. An dem Konflikt ist ebenfalls der 

Versuch der Normalisierung der armenisch-

türkischen Beziehungen gescheitert. Eine 

weitere strategische Partnerschaft unterhält 

Aserbaidschan zu Georgien. Dabei dient Ge-

orgien nicht nur als Transitland für die aser-

baidschanischen Energieressourcen, son-

dern den beiden Ländern gemein ist die 

Sorge um ihre territoriale Integrität. Zu-

nehmend enger werden in jüngster Zeit die 

israelisch-aserbaidschanischen Beziehun-

gen. Im April 2012 schlossen die beiden 

Länder ein Rüstungsgeschäft im Wert von 

1.6 Mrd. USD ab, wonach Aserbaidschan mit 

Drohnen sowie Flug- und Raketenabwehr-

systemen beliefert werden soll.  

Sowohl im Hinblick auf den Berg-Karabach-

Konflikt als auch auf die dynamische Bünd-

nispolitik in der Region spielt Russland eine 

Schlüsselrolle. Moskau präsentiert sich 

durch regelmäßige Treffen auf Präsidenten-

ebene als Gestaltungsmacht, allerdings 

bleibt der Verdacht, dass das russische In-

teresse an einer baldigen Lösung relativ ge-

ring ist. Russland ist der größte Waffenliefe-

rant beider Länder. 55% der aserbaidscha-

nischen und 96% der armenischen Waffen-

importe kamen in den letzten Jahren aus 

Russland. Der Konflikt sichert Russland die 

Möglichkeit zur Einflussnahme auf die Ent-

wicklungen im Kaukasus. Armenien bleibt 

von Russland als Schutzmacht abhängig 

und kann sich nicht stärker Richtung Wes-

ten orientieren. Aserbaidschan muss die 

russischen Interessen berücksichtigen, 

wenn es keine Verschlechterung des Status 

quo will. In der Konsequenz hat der Westen 

nur begrenzten Einfluss in der Region. Es ist 

aber nicht auszuschließen, dass sich die 

russischen Interessen in Zukunft verlagern. 

Das öl- und gasreiche Aserbaidschan ist 

kein unattraktiver Partner für Moskau, auch 
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um seinen Einfluss im südlichen Kaukasus 

zu bewahren oder gar auszuweiten.  

Dass Russland den Kaukasus vor allem un-

ter geopolitischen Gesichtspunkten betrach-

tet, stellt das größte Manko der russischen 

Politik dar. Zu sehr setzt Moskau auf militä-

rische Macht, wirtschaftlichen Druck, Schaf-

fung von politischen Abhängigkeiten. Der 

russischen Politik fehlt der Soft-Power-

Ansatz. Sie lässt keine Vision von einer 

prosperierenden, stabilen Nachbarschaft er-

kennen. Nur ein solches Interesse könnte 

Russland motivieren, einen nachhaltigen 

Beitrag zur Lösung des Konflikts zu leisten.  

Lösung erfordert Flexibilität und Engage-

ment der Konfliktparteien 

Der Südkaukasus-Experte Thomas De Waal 

vergleicht die Suche nach einer friedlichen 

Lösung für Berg-Karabach mit der Sisyphus-

Arbeit. Im Laufe der letzten Jahre standen 

die Konfliktparteien immer wieder kurz vor 

einem Durchbruch, aber bei entscheidenden 

Treffen hat entweder die eine oder die an-

dere Seite einen Rückzieher gemacht. Zu-

letzt waren große Erwartungen an den 

neunten Gipfel in Kazan im Juli 2011 ge-

knüpft worden. Es sah bis zur letzten Minute 

so aus, als würden sich die beiden Präsiden-

ten unter Vermittlung des russischen Präsi-

denten über die Hauptprinzipien zur Kon-

fliktregelung einigen. Es kam nicht zu einem 

Abkommen. Diesmal soll Aserbaidschan mit 

einer Reihe von neuen Änderungsvorschlä-

gen für das Scheitern verantwortlich gewe-

sen sein. Auch der zehnte Gipfel im Januar 

2012 in Sotschi brachte keine nennenswer-

ten Fortschritte. Seitdem haben sich die 

Aussichten auf einen Durchbruch zur Rege-

lung des Konflikts erheblich verschlechtert.  

Die wesentlichen Züge für eine Friedensver-

einbarung sind in den Madrider Prinzipien 

festgelegt. Grundsätzlich werden diese von 

beiden Seiten als Arbeitsgrundlage für ein 

Friedensabkommen akzeptiert. Warum fin-

det dennoch keine Einigung statt?  

Ein möglicher Grund ist, dass in den Ver-

handlungen die Schlüsselfragen als Ge-

samtpaket behandelt und entsprechend 

gleichzeitig verhandelt werden. Dies ist mit 

einem langwierigen und schwierigen Prozess 

verbunden, der von beiden Seiten viel poli-

tische Überwindung erfordert.  

Darüber hinaus verlassen sich beide Kon-

fliktparteien allzu sehr auf die internationale 

Vermittlung. Die Minsker Gruppe kann aller-

dings nicht mehr leisten, als Vorschläge und 

Lösungsansätze zu unterbreiten. Sie kann 

den Konfliktparteien die Lösung nicht ab-

nehmen. Aserbaidschan und Armenien ver-

halten sich mit Blick auf notwendige eigene 

Initiativen sehr zurückhaltend. Ohne den 

politischen Willen zu größerer Kompromiss-

bereitschaft und das Engagement der politi-

schen Führungen beider Länder ist jedoch 

kein Durchbruch bei den Verhandlungen zu 

erwarten.  

Eng in Zusammenhang damit steht das Feh-

len zivilgesellschaftlicher Initiativen und 

Vorschlägen und damit auch der Mangel an 

innenpolitischem Druck auf die jeweiligen 

politischen Führungen. Die internationale 

Mediation und Konfliktbearbeitung be-

schränkt sich nämlich auf die Ebene interna-

tionaler Diplomatie, auf Gesprächsrunden 

im Rahmen der Minsker OSZE-Gruppe und 

auf armenisch-aserbaidschanische Präsiden-

tengipfel. Diese hohe Diplomatie ist geprägt 

von Abgeschlossenheit gegenüber der Öf-

fentlichkeit. Nur sehr wenige Informationen 

über die Verhandlungen dringen nach au-

ßen, so dass kaum ein innenpolitischer Dis-

kurs über Lösungsmöglichkeiten in den be-

troffenen Ländern stattfindet. Die Zivilge-

sellschaft zeigt sich daher eher der Vergan-

genheit verhaftet und verfolgt die Verhand-

lungen mit wenig Interesse.  

Der 20. Jahrestag des Konflikts muss Anlass 

sein, die bisherigen Formen der Konfliktbe-

wältigung zu überdenken und einen flexib-

len Ansatz für die Beilegung des Konflikts zu 

entwickeln. Der Vorsitzende des Auswärti-

gen Ausschusses des Deutschen Bundesta-

ges, Ruprecht Polenz, hat während seines 

jüngsten Besuches in Baku und Eriwan An-

fang Juni dieses Jahres beide Seiten dazu 

aufgerufen, größeres Engagement im Sinne 

einer friedlichen Konfliktlösung zu zeigen. 

Konkret schlug er vor, das Verhandlungspa-

ket aufzuschnüren und einzelne Maßnahmen 

mit deutlicher Signalwirkung einzuleiten.  
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Ein wichtiger Schritt im diesem Sinne könn-

te der Rückzug armenischer Truppen aus 

einem der sieben besetzten Gebiete um 

Berg-Karabach kombiniert mit einer recht-

lich bindenden Gewaltverzichtserklärung 

durch Aserbaidschan sein. Eine solche Initi-

ative würde den Friedensprozess nachhaltig 

beleben und beiden Staaten größere inter-

nationale Anerkennung einbringen. Eben-

falls würden die von den Konfliktparteien 

selbst ergriffenen Initiativen helfen, regio-

nale Blockaden und Grenzschließungen zu 

überwinden. Schließlich würde ein ernst 

gemeinter Friedensprozess den Weg zur 

Einbindung Armeniens in große regionale 

Infrastrukturprojekte ebnen und so auch die 

regionale Wirtschaftsentwicklung vorantrei-

ben, von der sowohl Armenien als auch 

Aserbaidschan profitieren können. 

Im Jahre 2014 jährt sich der Waffenstill-

stand von 1994 zum 20. Mal. Dieses sym-

bolische Datum sollte für alle Beteiligten die 

Frist für eine endgültige Beilegung des Kon-

flikts setzten. Dazu wäre es auch dringend 

notwendig, dass die Zivilgesellschaft beider 

Länder sich viel stärker für den Frieden ein-

setzt. 

 


